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Nr. * 


mittwoch den 25. September 


Amtliche Bekanntmachungen. 


1918. _ 


„Das Feldheer braucht dringend Hafer, Heu und Stroh! 
Landwirte helft dem Heere!“ 


Der neunte Gang 


zu den Altären des Vaterlandes! 


Leg dein Scherflein in die Opferſchalen! 
Oie anderen, 
Größere wie Du, Herrliche, Glorreiche, 
füllten ſie mit ihrem Blute. 


Sie zu ehren, gib zur „Neunten“. 


Geleh, betreffend den Schutz der Brieftanben und den 


Seieftanbennerkebt im Kriege. 
Vom 28. Mai 1894. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Dentſcher Kaiſer, 


König von Preußen ufw. 
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des 
Bundesrats und des Reichstags, * folgt: 


Die Vorſchriften der Landesgeſetze, nach welchen das Recht, 
Tauben zu halten, beſchränkt iſt, und nach welchen im Freien be⸗ 
troffene in der freien Zueignung oder der Tötung unterliegen, 
finden auf Militärbrieftauben keine Anwendung. 

Dasſelbe gilt von landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen 
Tauben, die in ein fremdes Taubenhaus übergehen, dem Eigentümer 
des letzteren gehören. a 


Inſoweit auf Grund landesgeſetzlicher Beſtimmungen Sperrzei⸗ 
ten für den Taubenflug beſtehen, finden dieſelben auf die Reiſeflüge 
der Militärbrieftauben keine Anwendung. Die Sperrzeiten dürfen für 
Militärbrieftauben nur einen zuſammenhängenden Zeitraum von höch⸗ 
ſtens je zehn Tagen im Frühjahr und Herbſt umfaſſen. Sind längere 
als zehntägige Sperrzeiten eingeführt, jo gelten für Militärbrieftau · 
ben immer nur die erſten zehn 2: 


Als Militärbrieftauben im Sinne dieſes Geſetzes gelten Brief⸗ 
tauben, welche der Militär⸗(Marine⸗) Verwaltung gehören oder der⸗ 
ſelben gemäß den von ihr erlaſſenen Vorſchriften zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt und welche mit dem vorgeſchriebenen Stempel verſehen ſind. 

Privatperſonen gehörige Militärbrieftauben genießen den Schutz 
dieſes Geſetzes erſt dann, wenn in ortsüblicher Weiſe bekannt ge⸗ 
macht worden iſt, daß der Züchter ſeine Tauben der Militärver⸗ 
waltung zur Verfügung geſtellt hat. 


8 4. 

Für den Fall eines Krieges kann durch Kaiſerliche Verordnung 
ibeſtimmt werden, daß alle geſetzlichen Vorſchriften, welche das Tö⸗ 
en und Einfangen fremder Tauben geſtatten, für das Reichsgebiet 
oder einzelne Teile desſelben außer Kraft treten, ſowie daß die Ver⸗ 
wendung von Tauben zur Beförderung von Nachrichten ohne Ge⸗ 
nehmigung der Militärbehörde mit Gefängnis bis zu drei Monaten 
zu beſtrafen iſt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und 
beigedrucktem Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais den 28. Mai 1894. 


(L. S.) Wilheln. 


Graf von Caprivi. 


Bekanntmachung, 
betreffend die . der ab our ei 
ſtücke aus Nickel. 
Vom 1. Auguſt 1918. 

Der Bundesrat hat auf Grund des 8 14, Nr. 1 des Münz⸗ 
geſetzes vom 1. Juni 1909 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 507) und des 8 3 
des Geſetzes über die Ermächtigung des Bundesrats zu un 
lichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguft 1914 (Reichs⸗Geſetzbl. S 
327) folgende Verordnung war . 

Die Fhnfenbe wann pn aus Nickel ſind einzuziehen. 
Sie gelten vom 1. Oktober 1918 ab nicht mehr als geſetzliches 
Zahlungsmittel. Von dieſem Zeitpunkt ab iſt außer den mit der 
Einlöfung beauftragten Kaſſen niemand verpflichtet, dieſe Münzen 
in Zahlung zu nehmen. 


8 2. 

Bis zum 1. Januar 1919 werden Fünfundzwanzigpfennigſtücke 
aus Nickel bei den Reichs⸗ und Landeskaſſen zu ihrem geſetzlichen 
Werte ſowohl in Zahlung genommen als auch gegen Reichsbankno⸗ 
ten, Reichskaſſenſcheine oder Darlehnskaſſenſcheine und bei Beträgen 
unter einer Mark gegen Bargeld 3 


Die Verpflichtung zur Annahme und zum Umtauſch (§ 2) fin⸗ 
det auf durchlöcherte und anders als durch den gewöhnlichen Umlauf 
im Gewichte verringerte ſowie auf verfälſchte Münzſtücke keine An⸗ 
wendung. 

Berlin den 1. Auguſt 1918. 

Der Reichskanzler. 
Im Auftrage. 
gez.: Jahn. 


Thorn den 18. September 1918. 
Der Landrat. 
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Betrifft Ausfertigung von Wandergewerbe- 
ſcheinen für das Kalenderjahr 1919. 


Anträge auf Erteilung von Wandergewerbeſcheinen oder 
auf Erteilung der Erlaubnis zur Mitführung anderer Per⸗ 
ſonen beim Gewerbebetrieb im Umherziehen ſind ſofort bei der 
Ortspolizeibehörde des Wohnorts oder auch bei der Orts⸗ 
polizeibehörde des Aufenthaltsorts anzubringen. Die Orts⸗ 
behörden des Kreiſes erſuche ich, dies ungeſäumt bekanntzu⸗ 
geben und insbeſondere die beteiligten Perſonen darauf hinzu⸗ 
weiſen, daß ſie bei Stellung des Antrags auf Ausſtellung eines 
Wandergewerbeſcheins eine unaufgezogene Photographie in 
Viſitenkartenſormat beizubringen haben. Mit dem Antrag 
auf Ausſtellung eines gemeinſamen Wandergewerbeſcheins iſt 
die Photographie des Unternehmers, wenn ein Unternehmer 
nicht vorhanden ift, die eines Mitgliedes einzureichen. Die 
Photographie muß ähnlich und gut erkennbar ſein, eine Kopf⸗ 
größe von mindeſtens 1,5 Zentimeter haben und darf in der 
Regel nicht älter als 5 Jahre ſein. 

Die Ortspolizeibehörde hat Vor⸗ und Zunamen der dar⸗ 
geſtellten Perſon auf der Rückſeite der Photographie ſofort zu 
vermerken. 

Vor Stellung des Antrags auf Erteilung ernes Wander⸗ 
gewerbeſcheins hat der Gewerbetreibende die in ſeinem Wander⸗ 
gewerbebetriebe Beſchäftigten, ſoweit er ſie von Ort zu Ort mit 
ſich führen will, ihrer Zahl nach bei der Landkrankenkaſſe oder 
der nach 8 237 R.⸗V.⸗O. an ihre Stelle tretenden Ortskranken⸗ 
kaſſe des Ortes als Mitglieder anzumelden, bei deſſen Polizei⸗ 


behörde er den Schein beantragt. Die Kaſſenbeiträge find bei |: 


der Anmeldung für die Zeit bis zum Ablaufe des Wander⸗ 
gewerbeſcheins oder mit Erlaubnis des Kaſſenvorſtandes für 
kürzere Zeit an die Krankenkaſſe im voraus zu entrichten. Über 
die empfangenen oder geſtundeten Beiträge ſtellt die Kranken⸗ 
kaſſe eine Beſcheinigung aus, welche der Gewerbetreibende bei 
Stellung des Antrags auf Erteilung des Wandergewerbeſcheins 
der Ortspolizeibehörde vorzulegen hat. 


Die Ortspolizeibehörde des Aufenthaltsorts hat, ſofern der 


Antragſteller einen Wohnort im Inlande hat, den Antrag als⸗ 
bald an die Ortspolizeibehörde des Wohnorts abzugeben. So⸗ 


weit es ohne beſondere Weitläufigkeiten ausführbar iſt, hat fie | 


die Unterlagen, welche zur Ausfüllung der nachſtehend abge⸗ 
druckten Muſter erforderlich ſind, insbeſondere die Perſonal⸗ 
beſchreibung des Antragſtellers und ſeiner Begleiter, nötigen⸗ 
falls durch perſönliche Vernehmung feſtzuſtellen. Bei Anträgen 
auf Ausſtellung von Wandergewerbeſcheinen iſt dabei zu 
prüfen, ob die Photographie tatſächlich diejenige des Antrag⸗ 
ſtellers (bei gemeinſamen Wandergewerbeſcheinen des Unter⸗ 
nehmers oder Mitgliedes) und ähnlich und gut erkennbar iſt; ob 
dieſe Prüfung erfolgt iſt oder nicht, iſt auf dem Antrage bei der 
Abgabe an die Ortspolizeibehörde des Wohnorts zu vermerken. 
Falls dieſe Prüfung ſeitens der Ortspolizeibehörde des Auf⸗ 
enthaltsorts noch nicht ſtattgefunden hat, muß die Ortspolizei⸗ 
behörde des Wohnorts das weitere nachholen. 

Die Ortspolizeibehörden — mit Ausnahme der Polizei⸗ 
verwaltungen von Culmſee und Podgorz — haben die einge- 
gangenen Anträge bis ſpäteſtens den 25. Oktober d. Is. in 
folgender Form hierher einzureichen: 5 

1. Sämtliche Anträge find unter fortlaufender Nummer in 

eine Antrag Nahmweijung (Muſter nachſtehend abge 
druckt) einzutragen. Dieſelbe ift in ihren einzelnen 
Spalten genau auszufüllen. Insbeſondere iſt der Steuer: 


ſatz des Vorjahres richtig anzugeben und, ſofern eine |‘ 


Ermäßigung des Steuerſatzes im Rechtsmittelverfahren 
ſtattgefunden hat, unter dem urſprünglichen Steuerſatz 
noch der ermäßigte Steuerſatz einzutragen. Ferner ſind 
in die Spalte „Bezeichnung des beabſichtigten Gewerbe: 
betriebes“ diejenigen Zweige des Gewerbebetriebes, für 
welche der Wandergewerbeſchein beantragt wird, genau 
und vollſtändig einzutragen. Die Bezeichnung „Pro— 
dukte“, „rohe Produkte“ oder „Produkte der Landwirt— 


ſchaft“ iſt zu vermeiden, die betreffenden Waren ſind 
vielmehr näher anzugeben. 


Die Nachweiſung ift mit der Beſcheinigung zu verſehen: 
daß gegen die Antragſteller oder gegen deren Begleiter Beden⸗ 
ken aus 88 57, 57 a und 57 b der Reichsgewerbeordnung in der 
Faſſung vom 6. Auguſt 1896 nicht zu erheben ſind (mit Aus⸗ 
nahme der vorſtehend unter Ziffer ... aufgeführten Perſonen). 


Bei allen Anträgen auf Erteilung von Wandergewerbe— 
ſcheinen zum Keſſelflicken, zum Pferdehandel, zu equilibriſti— 
ſchen Produktionen und dergl., ſowie bei allen Anträgen in⸗ 
ländiſcher Zigeuner, ſoweit ſolche zuläſſig ſind, hat die Prüfung 
der perſönlichen Verhältniſſe ſtets nach Maßgabe der Muſter 
A und B zu erfolgen. Durch die Kriegsverordnung des ſtell⸗ 
vertretenden Generalkommandos des 17. Armeekorps vom 5. 
März 1917 (Amtsblatt S. 151) iſt den Zigeunern jeder Ge⸗ 
werbebetrieb außerhalb ihres Wohnſitzes bezw. außerhalb des 
ihnen zugewieſenen Aufenthaltortes verboten. Durch Kriegs⸗ 
verordnungen des ſtellvertretenden Generalkommandos des 20. 
Armeekorps vom 4. Januar 1917 und des 2. Armeekorps vom 
27. Januar 1917 iſt den Zigeunern das Umherziehen von 
Ort zu Ort mit Wohnwagen oder mit ſonſtigen zum Aufent⸗ 
halt über Nacht geeigneten Wagen verboten; ferner iſt ihnen 
jeder Handel mit Pferden oder Vieh außerhalb ihres Wohn— 
ſitzes verboten. 


Es wird ferner bemerkt, daß nach SS 9 u. 10 der Ver⸗ 
ordnung des Herrn Reichskanzlers vom 24. Juni 1916 über 
den Handel mit Lebens- und Futtermittel (Reichgeſetzblatt S. 
581) der Wandergewerbeſchein verſagt werden kann, wenn 

1. Bedenken volkswirtſchaftlicher Art, 

2. perſönliche oder ſonſtige Gründe entgegenſtehen, oder 

3. der Antragſteller vor dem 1. Auguſt 1914 mit Lebens⸗ 
und Futtermitteln nicht gehandelt hat. 

Schließlich mache ich noch darauf aufmerkſam, daß ſoweit 
durch die Kriegsverordnungen beſondere Ausweiſe für den Han⸗ 
del mit beſtimmten Gegenſtänden vorgeſchrieben ſind, wie z. 
B. zum Handel mit Vieh oder Eiern, dieſe Ausweiſe von den 
betr. Händlern einzuholen und mitzuführen ſind. 


1. In je eine beſondere Nachweiſung find einzutragen: 
a) Anträge von inländiſchen Zigeunern; 
b) Anträge von Ausländern. Denſelben iſt ein Führungs⸗ 
zeugnis der Heimatsbehörde oder des zuſtändigen Kon⸗ 
ſulats neueren Datums beizufügen; 


c) Anträge auf Erteilung ſteuerfreier Wandergewerbe⸗ 
ſcheine. Steuerfreiheit iſt nur zuläſſig, wenn das Ge⸗ 
werbe im geringſten Umfange und mit geringwertigen 
Gegenſtänden betrieben werden ſoll und der Gewerbe⸗ 
treibende zur Zahlung des niedrigſten Steuerſatzes von 
6 Mark außer Stande Der Antrag auf Steuer⸗ 
freiheit iſt eingehend zu begründen. 

2. Den Nachweiſungen ſind beizufügen: 

a) ein ausgefüllter Fragebogen nach Muſter A lumſeitig 
abgedruckt) über jede einen Wandergewerbeſchein nach⸗ 
ſuchende Perſon, ſowie ein ausgefüllter Fragebogen nach 
Muſter B (umſeitig abgedruckt) über jeden etwaigen 
Begleiter; 

b) falls der Betrieb von Druckſchriften beabſichtigt wird, 
ein Druckſchriften verzeichnis in doppelter Ausfertigung, 
ſowie je ein Stück der betreffenden Druckſchriften; letz⸗ 
tere find mit dem Namen des Antragſtellers zu verſehen; 

e) falls ſchulpflichtige Kinder mitgeführt werden ſollen, eine 
Außerung des zuſtändigen Kreisſchulinſpektors. Im 
übrigen weiſe ich auf mein Rundſchreiben vom 9. Juni 
1908 hin, deſſen genaue Befolgung ich den Ortspolizei⸗ 
behörden zur beſonderen Pflicht mache. Die Beſchaffung 
der Formulare liegt den Ortspolizeibehörden ob. 

Antrags⸗Formulare find in der C. Dombrowski ſſchen 
Buchdruckerei hier zu haben. 
Thorn den 18. September 1918. 
Der Landrat. 
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Antrag auf Erteiiung bon wandergewerbeſcheinen an Gewerbetreibende 
aus dem Amtsbezirk. für 10 19 


Für das Steuer- 


4 Steuerbetrag 3 Bemerkungen (Gründe 
Bezeichnung des beab⸗ [EX . = [für die gegen den Normal- J 10 
Des Gewerbe ſichtigten Gewerbebetriebesſ⸗ 32 2 5 2 I Sſteuerſatz von 48 Mt. in ne Me 4 
treibenden bezw. 583388 =|5| Vorſchlag gebrachten er⸗ a0 

5 8 2 kommenſteuer⸗ 
Begleiters Namen l 8 38 ene ermäßtgien | oder fingierter 
& 8 werk oder ſonſtigen Trans⸗ 3382 Pr = | Steuerfähe, Betriebs» Fonte; 
& portmitteln 88 2131] umfang, Vermögens- ſteuerſatz 
2 e und Familienverhältniſſe) i 
5 10ʃLl 


12. Für den Fall, daß fremde Kinder unter 14 Nur auszu⸗ 
ahren mitgeführt werden ſollen: füllen, wenn 
welche beſonderen Gründe ſprechen aus⸗ T der Antrag⸗ 

nahmsweiſe für die Genehmigung dieſer Mit» |- fteller Perſonen 
führung? mitführen will. 
Die pflichtgemäße Beantwortung vorſtehender Fragen wird 
hierdurch beſcheinigt. 5 
(Ort und Datum.) 


Formular 4. 


er Anlage 
en ER 
5 ei Ne 
wegen Erteilung eines Wandergewerbeſcheines. 
1. Perſonalbeſchreibung: 
8. 


Vor- und Zuname? 
Tag der Geburt? 


e (Bezeichnung und Unterſchrift der Behörde.) 
d. Geſtalt? 
en Sormular B. 
a 3 N Anlage 
e ar f Antrage des .. . auf Erteilung eines Wandergewe 
. zum age * auf ung eines Wandergewerbe⸗ 
2. Welches iſt die Art des beabſichtigten Gewerbebetriebes? ſcheines und der Erlaubnis zur Mitführung des Begleiters 


3. Iſt der Antragſteller mit einer abſchreckenden oder anſteckenden 
Krankheit behaftet oder in einer abſchreckenden Weiſe entſtellt? 
Iſt er blind, taub, ſtumm oder geiſtesſchwach? 8 
4. Steht der Antragſteller unter Polizeiaufſicht? 
Iſt er wegen gewohnheitsmäßiger Arbeitsſcheu, Bettelei, 


1. Perſonalbeſchreibung des Begleiters. 


a. Vor- und Zuname? 
Tag der Geburt? 


Landſtreicherei, Trunkſucht übel berüchtigt? Geburtsort? 
5. Iſt der Autragſteller “ Wohnort oder dauernder Aufenthaltsort 
a. im Laufe der letzten drei Jahre wegen Verletzung der auf den — decent? Nr. 
Gewerbebetrieb im Umherziehen bezüglichen Vorſchriften beſtraft 5 S eit? 


und wie oft? 

b. bereits zu einer Freiheitsftrafe von mindeſtens einer Woche ver⸗ 
urteilt. Wegen welcher Handlungen iſt er verurteilt und zu 
welcher Strafe? FRE 
6. Hat der Antragſteller einen feſten Wohnſih ? 

7. Für den Fall, daß der Nachſuchende das 28. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat: 

iſt er Ernährer einer Familie und bewits wier Jahre im 
Wandergewerbe tätig geweſen? 3 

8. Hat der Antragſteller Kinder unter 18 Jahren und in welchem 
Alter ſtehen dieſe, oder ältere hilfsbedürftige Kinder? 

9. Für den Fall, daß der Antragſteller Kinder unter 14 Jahren 
oder ältere, hilfsbedürftige Kinder hat, welche nicht mitgeführt 
werden ſollen; 

in welcher Weiße iſt für den Unterhalt der Kinder und für 
— Unterricht der ſchulpflichtigen unter ihnen geſorgt? 
10. Welche Perſonen beabſichtigt der Antragſteller a 
beim Gewerbebetriebe im Umherziehen mitzu⸗ 


Augen ? 


ed 

ejondere Kennzeichen ? 

3 Soll der Begleiter beim Wandergewerbebetriebe mitwirken? 
In welcher Weiſe und in welchem Umfange? 

9. gt der Begleiter mit einer abſchreckenden oder anſteckenden 
ankheit behaftet oder in einer abſchreckenden Weiſe entſtellt? 

8 Iſt er blind, taub, ſtumm oder geiſtesſchwach? 

4. Sieht der Begleiter unter Polizeiaufſicht? 
Iſt er wegen gewohnheitsmäßiger Arbeitsſcheu, Bettelei, 

Landſtreicherei, Trunkfucht übel berüchtigt? 

5. Iſt der Begleiter: 

a. im Laufe der letzten drei Jahre wegen Verletzung der auf den 
Gewerbebetrieb im Umherziehen bazüglichen Vorſchriften beſtraft 
und wie oft? 

b. bereits zu einer Freiheitsstrafe von mindeſtens einer Woche 


teilt? Ä 
führen? Nur auszu⸗ verur ; 
11. Für den Fall, daß Kinder unter 14 Jahren [füllen, wenn 8 8 welcher Handlungen it er weunkeilt und ys qocliher 
mitgeführt werden ſollen: ran 5 3 | | 
5 a. liegt Grund zu der Annahme vor, daß die 3 Die pflichtgemäße Beantwortung vorftehender Fragen wird 
* körperliche Pflege der Kinder durch die Mit- ſteller Perſouen hierdurch beſcheinigt. & 
b: führung beeinträchtigt werden wird ? mitführen (Ort und Datum.) 


(Bezeichnung und Unterſchrift der Behörde.) 


— 


ollen, ſchulpflichtig, und in welcher Weile iſt will. 


x d. Bi die Kinder, welche mitgeführt werden 
ihren Unterricht gejorgt ? 
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Betrifft 


die Zuweisung von Hülſenfrüchten. 


Bei dem Landesgetreideamt in Berlin gehen von indu⸗ 


ſtriellen Werken, Stadtverwaltungen uſw. Anträge auf Sonder⸗ 
zuweiſungen oder Geſtattung des freihändigen Aufkaufes von 
Hülſenfrüchten ein. 

Derartige Anträge ſind zwecklos und werden ausnahmslos 
abgelehnt, da die Reichsgetreideſtelle alle erfaßbaren Beſtände 
zur Deckung des Bedarfs für Heer und Marine und zur gleich⸗ 
mäßigen Belieferung von Hülſenfrüchten an die in der Kriegs⸗ 
wirtſchaft tätige Bevölkerung braucht. 

Hülſenfrüchte, die nach $ 1, Abſ. 4 der Reichsgetreide⸗ 
ordnung vom 29. Mai 1918 grün geerntet, aber alsdann nicht 
als Grüngemüſe verbraucht, ſondern durch Dörren haltbar ge⸗ 
macht ſind, unterliegen der Beſchlagnahme genau ſo, wie aus⸗ 
gereifte Hülſenfrüchte. Nach der genannten Beſtimmung wer⸗ 
den von der Beſchlagnahme nur diejenigen Hülſenfrüchte nicht 
getroffen, die zur Verwendung als Friſchgemüſe angebaut und 
zu dieſem Zwecke auch geerntet ſind. Werden die Hülſenfrüchte 
als Grüngemüſe nicht verwandt, ſo tritt die Beſchlag⸗ 
nahme ein. N 

Thorn den 21. September 1918. 

Der Vorſitzende des Kreisausſchuſſes. 


Betrifft i 
den Verkehr mit Erſatzlebens mitteln. 


Auf Grund der Verordnung über die Genehmigung von 
Erſatzlebensmitteln vom 7. März 1918 (Kreisblatt Nr. 23 
vom 20. März d. Is., Seite 102), ſowie der hierzu ergangenen 
Ausführungsanweiſung vom 9. April d. Is. und der Über⸗ 
gangsbeſtimmung vom 18. April d. Is. hat der Herr Staats⸗ 
ſekretär des Kriegsernährungsamts unterm 16. d. Mts. ange⸗ 
ordnet, daß vom 1. Oktober 1918 ab Erſatzlebensmittel, welche 
nicht von der zuſtändigen Erſatzmittelſtelle genehmigt worden 
find, nicht mehr gewerbsmäßig hergeſtellt, angeboten, feil⸗ 
gehalten, verkauft oder ſonſt in den Verkehr gebracht werden 
dürfen. 


im Handel befindlichen nicht genehmigten Erſatzlebensmittel 
über den 1. Oktober d. Is. hinaus wird nicht bewilligt. 

Hiernach iſt ſowohl der Verkauf ungenehmigter Erſatz⸗ 
lebensmittel ſeitens der Großhändler an Kleinhändler, als 
auch ſeitens der Kleinhändler an die Verbraucher vom 1. Okto⸗ 
ber d. Is. ab verboten. 

Thorn den 21. September 1918. 

Der Landrat. 


N Abänderung 
der Ausführungsanweiſung betreffend die Regelung des Mehl⸗ 
und Brotverbrauchs und die Verwendung des Getreides der 
Selbſtverſorger vom 9. Auguſt 1918. 
(Kreisblatt Nr. 65 vom 14. Auguſt 1918, Seite 308.) 


I. 
Zur Brotſtreckung find vom 1. Oktober d. Is. ab 10 Pros 
zent Friſchkartoffeln zu verwenden. 
Ziffer VI, Abſatz 1 obiger Ausführungsanweiſung unter 
A. Allgemeines erhält folgende Faſſung: 
VI. Roggenbrot darf nur in Stücken von 2 und 4 Pfund 
(ausgebacken), 
Weizenbrot nur in Stücken von 2 
oder von 100 Gramm (ausgebaden) 
hergeſtellt und nur nach Gewicht verkauft werden. 
Ziffer VIII ebenda wird wie folgt geändert: 
VIII. Die Bäcker find verpflichtet, aus einem Zentner 
Roggenmehl 140 Pfund, 
Weizenmehl 125 Pfund 
Brot herzuſtellen. 


Pfund, 1 Pfund 


> II. j 
Vom 6. Oktober 1918 ab werden auf den Kopf der verſor⸗ 
gungsberechtigten Bevölkerung und für die Woche Brot⸗ und 


Eine Friſtverlängerung für den Ausverkauf der etwa noch 


Mehlkarten über 1365 Gramm Mehl oder 2100 Gramm Brot 


ausgegeben. Jede Brot- und Mehlkarte enthält für eine Woche 
21 Felder über je 665 Gramm Mehl oder 100 Gramm Brot. 

Die Ausführungsanweiſung erhält unter B. Im Beſon⸗ 
deren zu § 6 im Abſatz 1 folgende Faſſung: 

Zu 8 6 der Anordnung. Vom 6. Oktober 1918 ab dürfen 
auf den Kopf der Bevölkerung und für die Woche, vorbehaltlich 
ſpäterer anderweitiger Feſtſetzung, nur 1365 Gramm Mehl 
oder 2100 Gramm Brot verabfolgt werden. 

f III 


Selbſtverſorger haben auf die Schwerarbeiterzulage 
keinen Anſpruch, da ſie vom 16. Auguſt 1918 ab für den Kopf 
und Monat 9 Kilogramm Brotgetreide verbrauchen dürfen. 

IV 


Land: und forſtwirtſchaftliche Arbeiter, welche nicht als 
Selbſtverſorger gemäß $ 3 der Reichsgetreideordnung verſorgt 
werden, ſondern zu den verſorgungsberechtigten Perſonen ge⸗ 
hören, erhalten vom 16. Oktober 1918 ab bis auf weiteres die 
Schwerarbeiterzulage nicht mehr. 

Thorn den 21. September 1918. 

Der Kreisausſchuß des Landkreiſes Thorn. 


Bekanntmachung über Höchſtpreiſe für Soda. 
Vom 14. September 1918. 

Auf Grund des § 7, Abſ. 2 der Verordnung über Höchſt⸗ 
preiſe für Soda vom 26. Mai 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 417) 
wird beſtimmt: g 

Die Verordnung über Höchſtpreiſe für Soda vom 26. Mai 
1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 417) in der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung über Aenderung der Höchſtpreiſe für Soda vom 11. September 
1917 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 827) tritt mit Wirkung vom 15. Sep⸗ 
tember 1918 außer Kraft. 

Berlin den 14. September 1918. 

a der Reichskanzler. 
In Vertretung: 
Freiherr von Stein. 


Oeffentliche Bekanntmachung. 


Veranlagung der außerordentlichen Briegsabgabe für 1918. 

Auf Grund des § 34, Abſatz 1 des Kriegsſteuergeſetzes für 
1918 werden hiermit alle perſonen im Veranlag ungsbezirk mit 
einem vermögen von mehr als 100 000 Mk., bei denen eine 
Vermögensfeſtſtellung auf den 31. Dezember 1916 nicht ſtattgefun⸗ 
den hat oder bei denen das Vermögen nach dieſem Tage durch einen 
im § 3, Abſatz 1 Nr. 1 oder 3 des Kriegsſteuergeſetzes vom 21. 
Juni 1916 bezeichneten Vermögensanfall infolge Erbanfalles, Vers 
mächtniſſes, Schenkung, Veimögensübergabe uſw. ſich um mehr als 
5000 Mek. vermehrt hat, aufgefordert, eine Vermögenserklärung nach 
dem vorgeſchriebenen Muſter in der Seit vom 1. bis 51. Oktober 
1918 dem Unterzeichneten ſchriftlich oder zu Protokoll unter der 
Verſicherung abzugeben, daß die Angaben nach beſtem Wiſſen und 
Gewiſſen gemacht ſind. 

Auf Verlangen wird jedem Pflichtigen das vorgeſchriebene For⸗ 
mular von heute ab im Beſitzſteueramt, Mauerſtr. 70, 1 Treppe, koſten⸗ 
los verabfolgt. i 

Die Einſendung ſchriftlicher Erklärungen durch die Poſt ift zu⸗ 
läſſig, geſchieht aber auf Gefahr des Abſenders und deshalb zweck⸗ 
mäßig mittels Einſchreibebriefs. Mündliche Erklärungen werden 
während der Geſchäftsſtunden im Beſitzſteueramt, Mauerſtr. 70, I Trep⸗ 
pe, zu Protokoll entgegengenommen. 

Wer die Friſt zur Abgabe der ihm obliegenden Vermögenser⸗ 
klärung verſäumt, iſt gemäß 3 54 des Beſitzſteuergeſetzes mit Geld⸗ 
ſtrafe bis zu 500 Mk. zu der Abgabe anzuhalten; auch hat er 
einen Zuſchlag von 5 bis 10 %¼ der geſchuldeten Steuer verwirkt. 

Wiſſentlich unrichtige oder unvollſtändige Angaben in der Ver⸗ 
mögenserklärung ſind in den 88 33 bis 35 des Kriegsſteuergeſetzes 
mit Geldſtrafen und gegebenenfalls mit Gefängnis bis zu einem 
Jahre und mit Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte bedroht. i 

Thorn den 21. September 1918. 

Der Vorſitzende 
der Einkommenſteuer⸗Veranlagungskommiſſion. 


Hierzu geilage“ 


| 


4 
1 


Beilage zu Dr. 


Oeffentliche Bekanntmachung. 
Veranlagung der Geſellſchaften zur außerordentlichen 


Kriegsabgabe für 1918. 
Auf Grund des § 34, Abſatz 2. des Kriegsſteuergeſetzes für 
1918 werden hiermit 
a. die Vorſtände, perſönlich haftenden Geſellſchafter, Repräſentan⸗ 
ten, Geſchäftsführer und Liquidatoren aller inländiſchen Aktien- 
geſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Berggewerk⸗ 
ſchaften und anderer Bergbau treibenden Vereinigungen, letztere, 
ſoweit fie die Rechte juriſtiſcher Perſonen haben, Geſellſchaf— 
ten mit beſchränkter Haftung und eingetragenen Genoſſenſchaften, 
b. die Vorſteher der inländiſchen Niederlaſſungen aller Geſellſchaf— 
ten der vorbezeichneten Art, die ihren Sitz im Ausland haben, 
aber im Inland einen Geſchäftsbetrieb unterhalten, 
im Veranlagungsbezirk aufgefordert, die Kriegsſteuererklärung nach 
dem vorgeſchriebenen Muſter in der Zeit vom 1. bis 31. Oktober 
1918 dem Unterzeichneten ſchriftlich oder zu Protokoll unter der 
Verſicherung abzugeben, daß die Angaben nach beſtem Wiſſen und 
Gewiſſen gemacht ſind. 

Für Geſellſchaften, deren viertes Kriegsgeſchäftsjahr erſt nach 
dem 31. März 1918 endigt, erſtreckt ſich die Friſt auf ſechs Mo⸗ 
nate nach Ablauf dieſes Geſchäftsjahrs. 

Die oben bezeichneten Perſonen ſind zur Abgabe der Kriegs— 
ſteuererklärung verpflichtet, auch wenn ihnen eine beſondere Auffor- 
derung oder ein Vordruck nicht zugegangen iſt. Auf Verlangen wird 
jedem Pflichtigen der vorgeſchriebene Vordruck von heute ab im Be: 
ſitzſteueramt, Mauerſtr. 70, 1 Treppe, koſtenlos verabfolgt. 

Die Einſendung ſchriftlicher Erklärungen durch die Poſt iſt zu= 
läſſig, geſchieht aber auf Gefahr des Abſenders und deshalb zweck⸗ 
mäßig mittels Einſchreibebriefs. Mündliche Erklärungen werden wäh⸗ 
rend der Geſchäftsſtunden im Beſitzſteueramt, Mauerſtr. 70, I Treppe, 
entgegengenommen. 

Wer die Friſt zur Abgabe der ihm obliegenden Erklärung ver⸗ 
ſäumt, iſt gemäß § 54 des Beſitzſteuergeſetzes mit Geldſtrafe bis 
zu 500 Mk. zu der Abgabe anzuhalten, auch hat er einen Zuſchlag 
von 5 bis 10% der geſchuldeten Steuer verwirkt. f 

Wiſſentlich unrichtige oder unvollſtändige Angaben in der Kriegs⸗ 
ſteuererklärung find in den 88 33 bis 35 des Kriegsſteuergeſetzes 
mit Geldſtrafen und gegebenenfalls mit Gefängnis bis zu einem 
Jahre und mit Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte bedroht. 

Thorn den 21. September 1918. 

Der Vorſitzende 
der Einkommenſteuer⸗beranlagungskommiſſion. 


Geſtellung von Wachtmaunſchaften für Speicher, 
Labrikgebände uw. 

Die Anträge von Beſitzern, Firmen uſw. an das ſtellv. Ge⸗ 
neralkommando auf Geſtellung von Wachtmannſchaften ꝛc. für Spei⸗ 
cher, Fabrikgebäude uſw. häufen ſich in letzter Zeit derart, daß das 
ſtellv. Generalkommando nicht in der Lage iſt, die Notwendigkeit 
derſelben zu prüfen, viel weniger noch den Geſuchen zu entſprechenz 

Die heutige Erſatzlage zwingt dazu, jede Kraft aufs äußerſte 
auszunutzen und derartige Kommandos nach Möglichkeit auf die 
allerdringenſten Fälle zu beſchränken. Es iſt die Erfahrung gemacht, 
daß ſeitens der Firmen und Beſitzer ſehr oft nur aus Bequemlich— 
keit militäriſche Kräfte beantragt wurden, ohne das vorher eine Be⸗ 
mühung nach freien Arbeitern oder gegebenenfalls Hilfsdienſtpflichti⸗ 
gen erfolgt wäre. 

Das ſtellv. Generalkommando erſucht daher, erneut darauf hin: 
zuweiſen, daß etwaigen Anträgen auf Geſtellung von militäriſchen 


Kräften, auch Wachtperſonal, nur im Falle einer anerkannten Dring⸗ 


lichkeit, und zwar nur dann entſprochen werden kann, wenn das Ge— 
ſuch durch das zuſtändige Landratsamt, Polizeiverwaltung zc. ein⸗ 
gereicht wird. Beim ſtellv. Generalkommando unmittelbar eiuge⸗ 


hende Geſuche dieſer Art find zwecklos und können in keinem Falle 


berückſichtigt werden. a 


77 des Thorner „Kreisblatt.“ 


Mittwoch den 25. September 1918. 


Es ſind daher derartige Geſuche ſtets an mich einzureichen und 
anzugeben, weshalb es nicht möglich war, auf andere Weiſe Wacht⸗ 
mannſchaften zu erhalten. 

Thorn den 19. September 1918. 

Der Landrat. 


Karbidbedarf für Kleinbeleuchtung. 


Infolge der geringen Mengen Petroleum, die dem Landkreiſe 
Thorn angewieſen ſind, wird es notwendig, daß ein Teil der Klein⸗ 
beleuchtung auf dem Lande durch Karbid erfolgt. Zu dieſem Zwecke 
ſind mir monatlich größere Mengen Karbid zur Verfügung geſtellt, 
und ich erſuche die Bevölkerung, ſich rechtzeitig mit Lampen für 
Karbidbeleuchtung zu verſehen. . 

Ich habe mich mit folgenden Fahrradhandlungen und Klemp⸗ 
nermeiſtern in Verbindung geſetzt, welche bereit find, die Bevölker⸗ 
ung mit Karbidlampen zu verſehen, und welchen ich gleichzeitig den 
Verkauf des Karbids übertragen habe. 


Thorn Walter Bruſt, Fahrradhandlung, Albrechtſtraße 6 
3 Gehrmann, Klempnermeiſter, Breiteſtraße 1 
„ Freundlich, = Neuſtädtiſcher Markt 
Culmſee Bela Brewing, Mechaniker, Markt 5 
5 Herm. Frehſe, n Böttchermarkt 
25 A. Litkowski, Klempnermeiſter, Markt 6 


4 Carl Ulmer, 

Podgorz Ullmann, 5 

Außer dieſen Firmen iſt Karbid zu haben in 
Thorn bei Paul Weber, Drogerie, Culmerſtraße 
Podgorz „ Henkelmann, 55 

Die Derlaufsftellen für Karbid find verpflichtet, nur ge: 
gen die vom Landkreiſe ausgegebenen Marten, welche mit dem 
Stempel der Ortsbehörde verſehen ſein müſſen, Karbid zu verkaufen. 

Als Karbidbedarf für Kleinbeleuchtung gilt der Verbrauch in 
Einzellampen und Hausanlagen für häusliche Beleuchtung einſchl. 
der Beleuchtung in der Landwirtſchaft (Stallbeleuchtung uſw.) Be⸗ 
leuchtung von Krankenhäuſern, Geneſungsheimen, Lazaretten, Er⸗ 
ziehungsanſtalten, Geſchäftsräumen, Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften, 
Schauſtellungen, Beleuchtung handwerksmäßiger Betriebe (Schloſſer⸗ 
eien, Klempnereien, Stukkateurwerkſtätten, Tiſchlereien, Bäckereien, 
Kundenmüllereien, Fleiſchereien, Weinkellereien). 

Zur Beleuchtung von Räumen, welche mit Gas oder elektriſcher 


Thornerſtraße 3 


Beleuchtung verſehen ſind, wird Karbid nicht zugeteilt. 


Wer Karbid zu beziehen wünſcht, hat dies bis zum 28. Sep⸗ 
tember bei der Ortsbehörde zu melden. 
Thorn den 18. September 1918. 
Der Landrat. 


Kreiseingeſeſſene! 
Sammelt und trocknet die Kerne 
non Kirſchen (auch Sanerkirſchen), Pflau⸗ 
men, Zwetſchen, Mirobellen, Reineklau⸗ 
den, Aprikoſen und Kürbiſſen und liefert 
ſie bei der nächſten Sammelſtelle in der 
Ortſchaft ab. 
Ihr helft auch damit unferem Vaterlande! 


Thorn den 16. Inli 1918. 


Der Landrat. 
Kleemann. 
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Bekanntmachung. 
Königlich Preußiſche Handwerker- und Kunſtgewerbeſchule 
zu Bromberg, Verlinerſtraße 11. 


Das Winterhalbjahr beginnt am 3. Oktober 1918 und 
ſchließt am 2. April 1919. 

Die Anſtalt nimmt männliche und weibliche Reichs⸗ 
angehörige auf, welche das 14. Lebensjahr vollendet haben und 
Begabung für Handwerk und Kunſtgewerbe beſitzen. 

Die Anmeldung hat vom 13. bis 30. September d. Is. zu 
erfolgen. Nur Kriegsbeſchädigte werden auch außer der Zeit 
aufgenommen. 

Das Schulgeld beträgt je nach Zahl der belegten Unter- 


Schüler der Anſtalt und Kriegsbeſchädigte erhalten Freiſchule 


Erfolgreiche Ausbildung berechtigt zum einjährig⸗frei⸗ 
willigen Dienſt. 

An der Anſtalt beſtehen Tages- und Abendklaſſen bezw. 
Werkſtätten für Innenarchitektur, Bauzeichnen, Zeichnen für 
Kunſtgewerbe, Graphiker, Muſterzeichner, Tiſchler, Schloſſer, 
Kunſtſchmiede, Goldſchmiede, Maſchinenbauer, Maler, Bild⸗ 
hauer und Steinmetze, ferner Studienklaſſen für 
Zeichnen, Modellieren, Kunſtſchrift uſw., an denen jeder Reichs- 
„ welcher ſich fortbilden will, aufgenommen werden 
ann. 


Penſion wird nachgewieſen. 

Der Lehrplan wird unentgeltlich zugeſandt. Auskunft 
wird ſchriftlich oder mündlich erteilt. Zur Zeit werden auch 
Kriegsbeſchädigte in beſonderen Werkſtätten in ihrem bis- 
herigen Beruf weiter- und für neue Berufe ausgebildet. 


Malen, 


richtsſtunden 8 bis 40 Mark. Mittelloſe, begabte und fleißige 


und Unterſtützung. 


Wie ſich herausgeſtellt hat, iſt die Be⸗ 
kanntmachung des ſtellvertretenden General—⸗ 
kommandos 17. Armeekorps vom 16. April 
1917 Kreisblatt für 1917, Nr. 32, betref⸗ 
fend Meldepflicht, inſofern noch nicht über⸗ 
all beachtet worden, als die für die An- und 
Abmeldungen vorgeſchriebenen Formulare 
nicht benutzt und die Fremdenbücher nicht 
nach dem vorgeſchriebenen Muſter angelegt 
worden ſind. 

Die Polizeiverwaltung in Culmſee, ſo⸗ 
wie der Herr Amtsvorſteher in Podgorz und 
die Herren Gendarmerie-Wachtmeiſter erſuche 
ich mir binnen 4 Wochen anzuzeigen, daß 
die in Frage kommenden Betriebe im Beſitze 
der vorgeſchriebenen Meldeformulare und des 
Fremdenbuches ſind. Die erforderlichen For⸗ 
mulare ſind in der C. Dombrowski'ſchen 
Buchdruckerei in Thorn erhältlich. 

Thorn den 19. September 1918. 

Der Landrat. 


Beglaubigung von Wiloſcheinen. 

Gemäß § 45 der Jagdordnung vom 15. 
Juli 1907 (G.⸗S. S. 207) und § 3 der 
Polizeiverordnung vom 12. März 1906 
(A.⸗Bl. Nr. 12) ſind außer den Ortspoli⸗ 
zeibehörden im Landkreiſe Thorn folgende Orts⸗ 
vorſteher zur Beglaubigung von Wildſcheinen 
ermächtigt worden: 

Die Gemeindevorſteher in Penſau und 

Schmolln und die Gutsvorſteher in 

Guttau, Ollek und Steinort. 

Dies wird hiermit zur öffentlichen Kennt⸗ 
nis gebracht. 

Thorn den 19. September 1918. 

Der Landrat. 


Nach Mitteilung der Reichsſackſtelle joll 
dem Kreiſe Sackſtopfgarn zur Verteilung an 
die Verbraucher freigegeben werden. 

Etwaige Anträge auf Ueberweiſung von 
Sackſtopfgarn find mir bis zum 30. d. Mts. 
einzureichen, wobei anzugeben iſt, wieviel 
Säcke monatlich zu ſtopfen ſind und ob die 
Säcke mit der Hand oder mit der Maſchine 
geſtopft werden ſollen. 

Thorn den 20. September 1918. 

Der Landrat. 


—— — — nk men 


Druck und Verlag de 


Dem Landratsamte iſt eine geringe Menge 
Sattlergarn zum Ausbeſſern der Pferdege⸗ 
ſchirre überwieſen worden. Den Verkauf des⸗ 
ſelben hat der Sattlermeiſter Stephan 
in Thorn, Bacheſtr. Nr. 2, übernommen. 

Die Ortsbehörden erſuche ich, den Orts— 
eingeſeſſenen hiervon Kenntnis zu geben. 

Thorn den 20. September 1918. 

Der Landrat. 


Kollette. 

Der Herr Oberpräſident der Provinz 
Weſtpreußen hat genehmigt, daß in der Zeit 
vom 1. April 1918 bis 31. März 1919 
eine Hauskollekte bei den Bewohnern der 
Provinz Weſtpreußen zum Beſten des Weſt⸗ 
preußiſchen Diakoniſſen-Mutter und Kranken⸗ 
hauſes ſtattfindet. Das Einſammeln der Kol- 
lekte darf nicht behindert werden. 

Thorn den 20. September 1918. 

Der Landrat. 


Die Räude 
unter dem Pferdebeſtande des Beſitzers J o⸗ 
hann Strobel in Gramtſchen — Kreis⸗ 
blattsbekanntmachung vom 5. Februar 1918, 
Kreisblatt Nr. 11 — iſt erloſchen. Die an⸗ 
geordneten Schutzmaßregeln ſind aufgehoben 
worden. 
Thorn den 19. September 1918. 
Der Landrat. 


Nicht amtliches. 


Stroh 


kauft im Auftrage des Landkreiſes Thorn 

Hugo Tschepke, Thorn, 

Eliſabethſtr. 9. 
Petkuſer 


Zaatroggen, 


1. Abſaat, vom weſtpreußiſchen Saatbauver⸗ 
ein anerkannt, iſt in 

Domäne Steinau h. Tauer 
zu haben. N 


— Fernruf 614. 


Der Direktor. 


Hilfsdienſtpfl. Roßarzt⸗Gehilſe 
empfiehlt ſich ſpeziell zur 


Hendst-hasiraln 


unter Garantie für ſachgemäße 

Ausführung. Aufträge umgehend u. 

P. 3215 a. d. Geſchäftsſtelle des 
Kreisblatts erbeten. 


5 Achtung: 
Holzverkauf! 


In Adl. Gr. Trzebez, Vorwerk Marianki 
wird am 27. d. Mts. nachmittags 3¼ Uhr 
eine unter Strohdach gedeckte 

Bretterſcheune, 
94,50 m lang, 14,80 m breit, 4 m hoch, 
zum Abbruch lausſchließlich Fundamente) 
im Ganzen oder geteilt meiſtbietend gegen 
Barzahlung verkauft. 
Von Station Nawra 5 Minuten 
fernt. 


ent⸗ 


P 
Briketts 

liefert gegen 
Bezugsſchein 

R. Greiser & Sohn, 


Aula a. = J. 


r C. Dombrowski'ſchen Buchdruckerei in Thorn. 


h 


. 


